
Grundsteuerreform: Das große Datensammeln beginnt

Am 1.1.2025 tritt die neue Grund-
steuer in Kraft. Vorher müssen die Fi-
nanzämter rund 36 Mio. Grundstü-
cke bzw. Immobilien neu bewerten
und verlangen dazu in diesem Jahr
eine Art zweite Steuererklärung von
Ihnen (Feststellungserklärung).

Am 1.7.2022 will die Finanzver-
waltung auf dem Steuerportal Elster
dazu eine Eingabemaske freischalten.
Danach haben Sie bis zum 31.10.2022
Zeit. Der Postweg ist ausgeschlossen.

Der Bund hat 2019 das neue Ver-
fahren präsentiert, dass die meisten
Bundesländer akzeptiert haben. Ei-
nige Landesregierungen weichen von
dem Bundesmodell ab. Je nachdem,
wo Sie wohnen, verlangen die Behör-
den somit unterschiedlich viele Daten
von Ihnen.

Nordrhein-Westfalen, Berlin, Bran-
denburg, Bremen, Rheinland-Pfalz,
Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein,
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen,
Saarland und Thüringen haben sich
für die Vorgaben aus Berlin entschie-
den oder weichen leicht davon ab.
Landwirte in diesen Ländern müssen
folgende Daten an das Finanzamt
weiterreichen:
1.Lage des Grundstücks bzw. Flä-
chennummer und Größe: Diese Da-
ten erhalten Sie beim Liegenschaftska-
taster. Entweder Sie fordern das Amt
auf, Ihnen die Daten mitzuteilen oder

Sie nehmen vor Ort Einsicht in die
Akten. Einige Bundesländer haben
auch Geoportale. Die Anmeldung
dort ist kompliziert. Fragen Sie Ihren
Steuerberater, ob dieser Zugriff dar-
auf hat. Möglicherweise kann er Ih-
nen dann Daten liefern.
2.Bodenrichtwert: Hier hilft ein Blick
in das Informationssystem Boris
(www.bodenrichtwerte-boris.de).

Haus bzw. Wohnung: Sie müssen
die Art des Hauses bzw. Wohnung
(z.B. Ein- oder Zweifamilienheim),
dessen Nutzung (gewerblich oder
privat), die Flächengröße inklusive
Bodenrichtwert und das Baujahr an-
geben.

Vor allem für die Wohnfläche gibt
es unzählige Vorschriften. So zählen
die Flächen von Räumen mit Schrä-
gen nur halb, Keller und Abstell-
räume können Sie außen vor lassen
usw. Setzen Sie sich daher mit Ihrem
Steuerberater in Verbindung, damit
Ihnen hier keine im Nachhinein teu-
ren Fehler unterlaufen.
3.Einheitswert-Nummer: Sie finden
diese auf dem alten Einheitswert-
bescheid oder auch auf den Grund-
steuerbescheiden Ihrer Kommune.
4.Durchschnittliches Mietniveau in
Ihrer Region: Dies kann Ihnen Ihre
Gemeinde bzw. Stadt mitteilen oder
Sie besorgen sich die Daten aus dem
Mietpreisspiegel im Internet.

Für die Bundesländer, die vom Bun-
desmodell abweichen, gilt:
Baden-Württemberg: Wenden Sie sich
an die Gutachterausschüsse ihrer
Kommunen. Diese schätzen die Werte
und teilen Ihnen diese dann mit. Die
Größe Ihrer Wohnung spielt hier
auch keine Rolle. Sie müssen die
Wohnfläche nicht dem Finanzamt
mitteilen.
Bayern, Hessen, Niedersachsen und
Hamburg: Sie benötigen lediglich die
Flächennummer und Größe, die Art
der Nutzung des Hauses/Wohnung,
den Bodenrichtwert, das Aktenzei-
chen des Einheitswertes sowie die
Wohnfläche.

Anhand Ihrer Angaben berechnet
das Finanzamt den Grundsteuerwert
und stellt Ihnen anschließend einen
Grundsteuerwertbescheid aus. Außer-
dem legt das Finanzamt mit Hilfe ei-
ner gesetzlich festgeschriebenen Steu-
ermesszahl den Grundsteuermessbe-
trag fest. Dieses Ergebnis erhalten Sie
in Form eines weiteren Bescheides,
dem Grundsteuermessbescheid.

Beide Mitteilungen sind keine Zah-
lungsaufforderungen. Anhand der
Werte berechnet Ihre Kommune aber
anschließend die neue Grundsteuer,
die Sie ab dem 1.1.2025 zahlen müs-
sen. Deshalb sollten Sie die Angaben
sehr genau prüfen und gegebenenfalls
Einspruch erheben.
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Mehr Zeit für Reinvestitionen

Wer in den vergangenen Jahren eine steuerneutrale Rück-
lage für eine Ersatzbeschaffung gebildet hat, kann sich für
die Reinvestition mehr Zeit lassen (R 6.6 EStR). Wenn Sie
die Rücklage zwischen dem 29.2.2020 und dem 1.1.2021
hätten auflösen müssen, verlängert sich die Reinvestitions-

frist um zwei Jahre. Sie haben also bis zum 1.1.2023 Zeit.
Wer die Rücklage zwischen dem 31.12.2020 und dem
1.1.2022 hätte übertragen müssen, hat ein Jahr länger
Zeit, also bis zum 1.1.2023 (Schreiben des Bundesfinanz-
ministeriums, Az.: IV C 6 – S 2138/19/10002 :003).

Pauschalierung: Wenn Nachbarschaftshilfe zur Steuerfalle wird

Pauschalierende Landwirte, die hin
und wieder ihren Nachbarn mit Ma-
schinen oder Mitarbeitern aushelfen,
können schnell in eine Steuerfalle tap-
pen. Sie dürfen die Einnahmen nicht
pauschalieren, wenn Sie:
• Arbeiten auf einem fremden Betrieb
übernehmen, die nicht mit der land-
und forstwirtschaftlichen Erzeugung
im Zusammenhang stehen,
• nicht Ihre eigenen, sondern fremde
Maschinen einsetzen oder
• nicht selbst oder einer Ihrer Mitar-
beiter, sondern dritte Unternehmer in
Ihrem Auftrag zum Einsatz kommen.

Stattdessen müssen Sie Ihrem Nach-
barn 19% Umsatzsteuer in Rechnung
stellen und diese an das Finanzamt
abführen.

Das geht aus einem Schreiben des
Bundesfinanzministeriums in Berlin

hervor. Darin wird auch noch einmal
klargestellt:
• Wenn Sie einer Tierhaltungsko-
operation Vieheinheiten gegen Ent-
gelt überlassen, ist dieser Betrag um-
satzsteuerpflichtig.
• Verkaufen Sie Ackerstatusrechte,
müssen Sie ebenfalls 19% Umsatz-
steuer zahlen.

Sie dürfen nur dann auf die Steuer
verzichten, wenn:
• die Umsätze (netto) voraussichtlich
nicht mehr als 4000 € im laufenden
Kalenderjahr betragen,
• Sie neben den oben genannten Um-
sätzen im Kalenderjahr voraussicht-
lich keine Umsätze haben, die eine
Verpflichtung zur Übermittlung einer
Umsatzsteuererklärung für das Ka-
lenderjahr nach § 18 Abs. 3, 4a UStG
nach sich ziehen. Dazu zählen zum

Beispiel innergemeinschaftliche Um-
sätze, also wenn Sie wenn Ware aus
dem Inland in das Gemeinschaftsge-
biet befördern oder versenden.

Wichtig: Machen die Einnahmen
aus derartiger Nebentätigkeit im Ver-
gleich zu denen aus Ihrer Land- und
Forstwirtschaft einen hohen Anteil
aus, laufen Sie Gefahr mit Ihren Ne-
bentätigkeiten als Gewerbetreibender
eingestuft zu werden. Zum Beispiel,
wenn:
• Sie einen Mitarbeiter vollständig
außerhalb Ihres Betriebes einsetzen.
• Maschinen und Geräte, zum Bei-
spiel ein Mähdrescher nur zu etwa
10% auf den eigenen Flächen und
zu 90% überbetrieblich zum Einsatz
kommt (Schreiben des Bundesfinanz-
ministeriums vom 4.10.2021, Az.: III
C 2 S-7410/19/10002 :001).

Optionsverschonung nachträglich beantragen

Einen Schenkungssteuerbescheid können Sie auch im
Nachgang noch ändern lassen – auch dann, wenn Sie sich
zunächst gegen eine volle Steuerverschonung entschieden
haben.

Landwirte haben grundsätzlich zwei Möglichkeiten:
• Sie können das land- und forstwirtschaftliche Vermögen
zu 85% verschonen. Dafür müssen Sie den Betrieb fünf
Jahre lang in ihrem Eigentum halten.
• Oder Sie wählen die volle Verschonung. Dann beträgt
die Behaltefrist sieben Jahre. Steuerexperten nennen dies
Optionsverschonung.

Auch wenn Sie bereits einen Schenkungsteuerbescheid
vorliegen haben und zunächst die Optionsverschonung
ausgeschlossen haben, können Sie Ihre Wahl noch nach-
träglich beantragen. Der Fiskus ersetzt dann im Anschluss
den ersten Steuerbescheid durch einen späteren Ände-
rungsbescheid.

Das zeigt auch folgender Fall: Ein Übernehmer traf in
seiner Schenkungsteuererklärung keine Wahl auf Options-
verschonung für das erhaltene Vermögen. Daraufhin be-
kam er einen Schenkungsteuerbescheid, der ohne Vorbe-
halt der Nachprüfung erlassen wurde.

Der Empfänger legte dagegen keinen Einspruch ein, der
Bescheid wurde somit bestandskräftig. Erst nachdem die
Feststellungsbescheide bekanntgegeben wurden, legte er
Einspruch ein und traf die Wahl auf Optionsverschonung.
Das Finanzamt lehnte dies zunächst ab. Das Finanzgericht
Münster stellte sich jedoch auf die Seite des Steuerpflich-
tigen.

Die Richter argumentierten: Es sei gesetzlich nicht aus-
drücklich geregelt, bis wann ein Steuerpflichtiger die Er-
klärung zur Wahl der Optionsverschonung abgeben muss
(Finanzgericht Münster, Urteil vom 27.10.2021, Az.: 3 K
2817/20 Erb, Revision zugelassen).



Vorsteuerabzug bei Bruchteilsgemeinschaften

Eine Bruchteilsgemeinschaft kann sich keine Vorsteuer
vom Finanzamt erstatten lassen (Vorsteuerabzug). Nur die
einzelnen Gesellschafter gelten als Unternehmer. Daher
sind auch nur diese vorsteuerabzugsberechtigt. Das geht
aus einem Schreiben des Bundesfinanzministeriums her-

vor. Grundlage ist ein Urteil des Bundesfinanzhofes, nach
dem eine Bruchteilsgemeinschaft nicht Unternehmer im
Sinne des Umsatzsteuerrechts sein kann (BMF, Schreiben
vom 27.10.2021, III C 2 – S 7300/1910002 :005; BFH,
Urteil vom 28.8.2014, Az.: V R 49/13).

Stromlieferung an Mieter: Auf den Vertrag kommt es an

Wenn Sie sich eine Solarstromanlage auf Ihr Dach montie-
ren und den Strom an Ihre Mieter liefern, können Sie Är-
ger mit dem Finanzamt bekommen. Denn das kann Ihnen
dann den Vorsteuerabzug aus dem Kauf der Anlage ver-
weigern.

Grund: Der Fiskus geht womöglich davon aus, dass es
sich bei der Stromlieferung an Ihre Mieter um eine Neben-
leistung zu Hauptleistung, der Vermietung, handelt – und
die ist umsatzsteuerfrei – in dem Fall wäre auch die Liefe-
rung des Stromes ein steuerfreier Umsatz.

Um dem Problem aus dem Weg zu gehen, räumen Sie Ih-
ren Mietern die Möglichkeit ein, auch andere Anbieter zu

wählen. Halten Sie dieses schriftlich im Vertrag fest.
Rechnen Sie außerdem über individuelle Zähler den je-
weiligen Verbrauch Ihrer Mieter ab. Dann haben Sie gute
Argumente auf Ihrer Seite, um den Fiskus davon zu über-
zeugen, dass es sich bei der Lieferung des Stroms um eine
von der Vermietung getrennte Leistung handelt.

Das gleiche gilt im Übrigen auch, wenn Sie eine Hack-
schnitzelheizung planen und Ihren Mieter die Wärme lie-
fern. Bei dem Entgelt handelt es sich in den Fällen um um-
satzsteuerpflichtigen Umsatz. Der Steuersatz beträgt 19%
(FG Niedersachsen, Urteil vom 25.2.2021, Az.: 11 K
201/19, Revision zugelassen).

Entschädigung für Ausgleichsflächen verteilen

Haben Sie Ausgleichsflächen für Na-
turschutzzwecke angelegt und erhal-
ten dafür eine Entschädigung? Dann
sollten Einnahmenüberschussrechner
und 13a-Landwirte auf folgendes
achten: Auch wenn Sie das Geld im
Voraus auf einen Schlag bekommen,
dürfen Sie den Betrag als Betriebsein-
nahme auf die Laufzeit des Vertrages
verteilen. Allerdings nur dann, wenn

Sie Ihrem Vertragspartner die Fläche
mindestens fünf Jahre lang verpach-
ten. Außerdem müssen Sie die Lauf-
zeit konkret in einem Vertrag an-
geben – also möglichst die Laufzeit
in Jahren (Bundesfinanzministerium,
Schreiben vom 11.10.2021, Az.: IV C
6 – S 2142/19/10004 :002).

Buchführende Landwirte haben
hingegen folgende Möglichkeiten:

• Überlassen Sie Ihrem Vertragspart-
ner die Fläche für einen in Jahren be-
stimmten Zeitraum, in dem das Ende
konkret bestimmt ist, können Sie die
Entschädigungssumme über die ge-
samte Laufzeit verteilen.
• Bei unbefristeten Verträgen, deren
Ende nicht exakt beschrieben wird,
dürfen Sie die Einnahme über einen
Zeitraum von 25 Jahren versteuern.

Vieheinheiten: Zwei Betriebe zählen als einer

Bewirtschaften Sie mehrere Betriebe,
müssen Sie die Vieheinheiten-Ober-
grenze (§§ 51 und 51a BewG) einheit-
lich für alle Betriebe Ihres Unterneh-
mens ermitteln. Das zeigt ein Fall,
über den der Bundesfinanzhof ent-
scheiden musste. Ein Landwirt hatte
den Schweinemastbetrieb seiner El-
tern gepachtet, einige Jahre später

übertrugen die Eltern ihm den Hof.
Zusätzlich pachtete er einen benach-
barten Hof mit dessen Schweinemast-
stall und landwirtschaftlicher Fläche.

Einzeln betrachtet, überschritten
die Betriebe die Vieheinheitengrenze
zwar nicht. Die Richter am Bundes-
finanzhof entschieden aber: Nachdem
er den Nachbarhof gepachtet habe,

seien die Betriebe als einer zu be-
trachten. Somit überschritt der Land-
wirt die Grenzen und rutschte mit
der Tierhaltung vom land- und forst-
wirtschaftlichen Betrieb in einen Ge-
werbebetrieb. Er durfte daher seine
Umsätze nicht mehr pauschalieren
(BFH, Urteil vom 26.5.2021, Az.: V
R 11/18).
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kurz und bündig

Waldprämien: Diese müssen Sie als
eine Betriebseinnahme erfassen. Dar-
aus zahlen Sie erst dann Einkommen-
steuer, wenn mit dieser Prämie ein
Gewinn realisiert wurde. Umsatz-
steuer fällt für die Prämie nicht an.
Baumschulen: Die jährliche Bestands-
aufnahme hat die Bundesregierung
2014 vereinfacht. Diese Regelung wä-
re eigentlich ausgelaufen, wird aber
bis zum Ende des Wirtschaftsjahres
2022/2023, bzw. wenn für Sie das Ka-

lenderjahr als Wirtschaftsjahr gilt, bis
Ende 2023 verlängert (BMF-Schreiben,
Az.: IV C 7 – S2163/21/10001 :001).
Corona-Hilfen: Die Überbrückungs-
hilfe müssen Sie als laufende Betriebs-
einnahmen erfassen. Sie können den
Betrag nicht den außerordentlichen
Einkünften zuordnen. Zu viel erhalte-
nes Geld müssen Sie zurückzahlen
und dafür in Ihrer Bilanz eine Rück-
stellung bilden (OFD NRW, Verwal-
tungsanweisung vom 28.6.2021, Fin-

Min SH vom 18.10.2021, VI 304 – S
2137-346).
Erbschaft: Erben Sie einen landwirt-
schaftlichen Betrieb, der verpachtet ist
und Ihr Pächter bewirtschaftet den Be-
trieb mit seinen eigenen Betriebsmit-
teln, wie z.B. Schleppern (Besatzkapi-
tal), ist der Verpächterbetrieb dennoch
als Betrieb der Land- und Forstwirt-
schaft i.S.d. § 158 BewG begünstigt zu
bewerten (FG Münster, Urteil vom
6.10.2021, Az.: 3 K 1895/18 F).

Rechnungen: Fehler werden jetzt teuer

Wer zum ersten Mal seine Umsätze nicht mehr pauscha-
liert, sondern der Regelbesteuerung unterliegt, sollte seine
erhaltenen Rechnungen mit besonderer Sorgfalt prüfen.
Denn damit können Sie sich Ihre Vorsteuer vom Finanz-
amt erstatten lassen. Kleinste Fehler kommen Sie teuer zu
stehen.

Auch derjenige, der eine Rechnung ausstellt, wird vom
Finanzamt zur Kasse gebeten, wenn sich Fehler einge-
schlichen haben. Zu hoch ausgewiesene Mehrwertsteuer
müssen Sie an den Fiskus abführen. Und wenn Sie zu
wenig angesetzt haben, schulden Sie dem Fiskus die rich-
tige Steuer – haben jedoch zu wenig vom Geschäftspartner
erhalten.

Beachten Sie deshalb folgende Hinweise:
Zeitpunkt: Spätestens sechs Monate nach der Lieferung
bzw. einer Dienstleistung müssen Sie Ihrem Geschäfts-
partner eine Rechnung schicken. Wenn Sie einen Netto-
umsatz von 600000 €/Jahr und mehr erzielen, sind für Sie
die sechs Monate nur eine theoretische Frist. Denn dann
gilt für Sie zwangsläufig die sogenannte Sollversteuerung,
das heißt: Sie schulden dem Finanzamt zu dem Zeitpunkt
die Umsatzsteuer, an dem Sie die Leistung erbracht haben.
Dazu müssen Sie pro Monat Ihre Umsätze und die Um-
satzsteuer für den zurückliegenden Monat beim Finanz-
amt anmelden und die Umsatzsteuerlast abführen.
Form: Ob auf Papier, per Fax oder elektronisch – eine
Rechnung dürfen Sie auf unterschiedlichste Weise ver-
senden. Aber immer, wenn Sie vom Fax oder dem Brief ab-
weichen, benötigen Sie für den elektronischen Versand
eine Einwilligung des Kunden.

Weniger flexibel sind Sie, was den Inhalt betrifft. Diese
Angaben sind vorgeschrieben:
• der vollständige Name und die Adresse des Leistungs-
erbringers und des Leistungsempfängers,

• die Steuer- oder die Umsatzsteuer-Identifikationsnum-
mer des Leistungserbringers,
• das Datum, wann Sie die Rechnung erstellt haben,
• die fortlaufende Rechnungsnummer,
• die Menge und Art der Waren bzw. der Leistung mit der
handelsüblichen Bezeichnung,
• den Liefer- bzw. Leistungszeitpunkt,
• das nach Steuersätzen getrennte Nettoentgelt, Steuersatz
und Steuerbetrag sowie
• bei Steuerbefreiungen einen Hinweis, warum Sie von der
Steuer befreit sind.

Sind im Lieferschein bereits einige notwendige Angaben
enthalten, dann brauchen Sie diese nicht zwangsläufig in
der Rechnung wiederholen. In diesem Fall muss der Emp-
fänger aber auch beide Dokumente aufbewahren (Liefer-
schein und Rechnung). Sie dürfen mit Buchstaben, Kür-
zeln oder Zahlen arbeiten. Aber Sie müssen diese er-
läutern – in der Rechnung selbst oder anderen Unterlagen,
wie dem Rahmenvertrag für eine Lieferung.
Gutschriften: Sie können auch mit einer Gutschrift ab-
rechnen. Dafür gelten die gleichen Vorgaben wie für eine
Rechnung. Sie müssen aber nicht nur Ihre Steuernummer,
sondern auch die des Leistungsempfängers angeben. Au-
ßerdem müssen Sie das Wort Gutschrift erwähnen.
Fehler: Sie dürfen eine Rechnung bzw. Gutschrift kor-
rigieren. Grundsätzlich darf das aber nur der Leistungs-
erbringer. Dafür haben Sie drei Jahre lang Zeit.
Dokumentation: Bewahren Sie die von Ihnen ausgestellten
bzw. erhaltenen Rechnungen im Original zehn Jahre lang
auf. Eine Rechnung, die Sie elektronisch erhalten, müssen
Sie auch elektronisch speichern – inklusive Anhang, wenn
die eigentliche Rechnung im Anhang enthalten ist. Die
Zehn-Jahres-Frist beginnt mit dem Schluss des Kalender-
jahres, in dem die Rechnung ausgestellt wurde.


